
Bundessoziolgerichf

éé..11-3l.ägll'éä Im NamendesVolkes
In dem Rechtssireif

des Landkreises Marburg (Kreisausschuß-Sozialamt)‚

Marburg/Lahn9 Barfüßerstraße 11,

‘ _Klägers,
Verkündet am „,

180 Mai 1966
g e g e n

die Bundes■ersicherungsanstalt für Angestellte,

Berlin 319 Ruhrstraße 2?

Beklagte,

Beigelgdene zu 1): Landesversicherung:anstalt Hessen,
Frankfurt/Main, Städelstraße 28,

Revisionsklägerin,

ägigglgggng_gg_2}z Frau Elisabeth Herud7 Kirchheim,
Riedebogen 22,

Revisionsbeklagte,

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 180 Mai 1966 durch

Senatspräsident Drü H a u e i s e n

— Vorsitzender —,
Bundesrichterin Dr„ S c h w a r Z

Bundesrichter Dr° B u s 5 ,
Bundessozialrichter G ü n t h e r

Bundessozialrichter Dr° N e u m a n n

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Landesversicherüngsanstalt Hessen

wird das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts

vom 150 Juli 1965 aufgehoben°
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Die Klage der_beigeladenen Frau H gegen den BeSCheid

der Landesversicherungsanstalt Hessen vom 29° April 1965
wird abgewiesen°

Kosten sind im Rechtsstreit nicht zu erstatten°

G r ü n d e :

Frau H‘ (He) — die Beigeladene Nro 2) — beantragte im
Dezember 1961 eine Witwenrente nach ihrem im gleichen '

Jahr V8r8t0rbenen Ehemanno Die beklagte Bundesversiche—
rungsanstalt für Angestellte (BfA) lehnte den Antrag &

durch Bescheid vom 9° Mai 1962 ab, weil die Wartezeit

Hi0ht erfüllt sei° Hiergegen erhob der Landkreis Marburg,

'der Frau Ho seit September1961unterstützte‚ Klage ge—
mäß @ 1558 der Reichsversicherungsordnung (RVG)° Das
Sozialgericht (SG) lud Frau H0 und die Landesversiche—
rungeanstalt (LVA) Hessen (Beigeladene Nrc 1) zum Rechts—
streit bei„ Es wies die Klage durch Urteil vom 260 Mai

1964 abe Freu Ho legte Berufung ein und brachte Versiche—
rungsunterlagen bei„ Diese ergaben nach den Feststellun—

gen des Ländessozialgerichts (LSG), daß der Ehemann als

selbständiger Landwirt in der sowjetischen Besatzungs—
zone von N0Vember 1946 bis März 1960 Pflichtbeiträge zum

sowjetzonalen Versicheruhgsträgcr geleistet hatte° Darauf—
hin beWilligte die LVA Hessen durch Bescheid vom 290 April
1965 für Frau H° Witwenrente ab August 19610 Sie berechn
nete sie nach der neuen Rentenformel und vergleichsweise

nach Arte 2 5 42 des Arbeiterrentenversicherungs—Neurege—
lungsgesetzgs (ArVNG)O Dabei erwies sich die Vergleichs—
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rente als die höhere Renteo Frau H° beanstandete die Be—

rechnung nach der neuen Rentenformel° Bei dieser hatte die

LVA die in der Anlage 5 zu 5 22 des Fremdrentengésetzes

(FRG) bezeichneten Arbeitsentgelte für landwirtschaftliche

Arbeiter der Leistungsgruppe 1 (Anlage 1 A 2) als Arbeits—

entgelte des Ehemannes H° ab 1946 zugrunde gelegt° Frau H°

beanspruchte eine Erhöhung der Tabellenarbeitsentgelte um

20 % auf Grund des Art„ 2 9 55 Abs„ 2 ArVNG(a„F„) für die
Zeit bis 1956„ Durch Urteil vom 150 Juli 1965 entschied das

LSG nach ihrem Antrag: Es hob das Urteil des SG auf und ver—

urteilte die LVA, unter Abänderung ihres Bescheides‚die

Rente "unter Berücksichtigung einer Erhöhung des Tabellen—

arbeitsentgelts" für die Jahre 1946 bis 1956 zu gewähren°

Das LSG nahm an, daß der Bescheid der LVA nach @ 96 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) Gegenstand des Verfahrens ge_

worden seio Es schloß aus 5 15 Abs° 1 Satz 2 DRG, daß der

Ehemann Ho so zu behandeln sei9 als ob er in der Bundes—

republik unselbständig beschäftigt worden wäre; da land—

wirtschaftliche Arbeiter der Leistungsgruppe 1 üblicher—

weise Sachbezüge erhielten, müsse er ihnen auch insoweit

gleichgestellt werden° Deshalb sei das Arbeitsentgelt des

Ehemannes Ho hier nach Art° 2 5 55 Abs„ 2 ArVNG zu erhöhen‚
auch wenn die Vorschrift bei Sachbezügen an sich die Ge—

währung durch Dritte (Arbeitgeber) voraussetze°

Mit der zugelassenen Revision beantragte die LVA9

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung

zurückzuweisen°

Sie rügte zuletzt nur noch eine Verletzung des Art° 2 @ 55

ArVNGo ‘

Die Beklagte hielt diese Vorschrift ebenfalls für verletzto
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Der Kläger (Landkreis) beantragte‚ die Revision zurück—
zuweisen„

Frau Ho äußerte sich im Revisionsverfahren nichto*

II°

Die Revision der LVA ist zulässig (@@162 Abs° 1 Nr° 1

164 SGG) und begründeto

?

Verfahrensrechtlich bestand zwar für das LSG — wenn nicht

nach @ 96 see, dann nach 5 75 Abs„ 5 see — die Möglich—

keit zur Verurteilung der LVA (vgl„ Urteil des 120 Senats

vom 250 März 1966, 12 RJ 600/62)„ Sachlich—rechtlich

ist aber die Verurteilung nicht gerechtfertigt gewesen°

Art° 2 @ 55 Abs° 2 ArVNG ist hier nicht anwendbar„ In

der Fassung vor dem Rentenversicherungs—Änderungsgesetz

(RVÄndG) vom 90 Juni 1965 — nach.der der Anspruch für die

Zeit vor dem 1° Juli 1965 zu beurteilen ist — setzt

diese Vorschrift die Gewährung von freiem Unterhalt oder

von Sachbezügen neben Barbeträgen während einer versiche—

rungspflichtigen Beschäftigung in landwirtschaftlichen

Unternehmen, Heimen, Krankenanstalten oder in der Haus—

wirtschaft voraus° Die neue Fassung verlangt‚ daß der

Versicherte mindestens 5 Jahre für eine versicherungs—

pflichtige Beschäftigung neben Barbezügen im wesentlichen

Umfang Sachbezüge erhalten hat„ Ihrem Wortlaut nach galt

und gilt die Vorschrift demnach nur für Versicherte in

abhängiger Beschäftigungo Das hat auch das LSG nicht ver—

kennt°
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Entgegen der Ansicht des LSG laßt sich aber Arte 2 5 55

Abs„ 2 ArVNG hier nicht deshalb dennoch anwenden, weil

@ 15 Abs„ 1 Satz 2 FRG eine unselbständige Beschäftigung

des Ehemannes Ho in der Bundesrepublik unterstelleo @ 15

Abs„ 1 DRG stellt in Satz 1 fremde Beitragszeiten den

bundesrechtlichen Beitragszeiten und in Satz 2 die zugrunde»

liegende (abhängige) Beschäftigung oder (selbständige) Tätig%

keit einer rentenversicherungspflichtigen
Beschäftigung oder.

Tätigkeit im Bundesgebiet gleicho Damit werden bestimmte

Beschäftigungen anderen Beschäftigungen bzw° bestimmte Tätig—

keiten anderen Tätigkeiten gleichgestellt, nicht aber ist

normiert9 daß bestimmte Beschäftigungen wie bestimmte Tätig—

keiten oder Tätigkeiten wie Beschäftigungen zu behandeln

sind° Das widerspricht der ganzen Systematik des FRGO Dieses

_
Gesetz differenziert Rechtsfolgen mehrfach (vglo z„BO @@16‚

25 DRG und BSG 239 69) danach, ob eine abhängige Beschäfti—

gung oder eine selbständige Tätigkeit ausgeübt worden ist;

auch @ 15 Abs° 1 Satz 2 FRG geht davon aus‚ die Vorschrift

hebt die Unterschiede zwischen Beschäftigungen und Tätig-

keiten nicht auf„ Auf Grund des 5 15 Abs° 1 Satz 2 BBG darf

deshalb nicht eine unselbständige Beschäftigung des Ehemannes

Ha in der Bundesrepublik unterstellt werden; auch keine andere

Vorschrift des EEG bietet dafür eine Handhabe (vgl° BSG 19,

979 99)c ’

Die Anwendung des Arto 2 5 55 Abs° 2 ArVNG ist ferner nicht

über € 23 BBG mögliche @ 23 bestimmt, daß die Tabellenwerte
bei den pflichtversicherten Selbständigen (also auch bei dem

Ehemann Ho) unter Berücksichtigung der Beitragsleistung in

entsprechender Anwendung des 5 22 FRG zu ermitteln sind° @ 22

legt die Tabellenwerte für die abhängig Beschäftigten fest;

in seiner neuen Fassung durch das RVÄndG (Ergänzung des Abs° 1
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durch einen weiteren Satz) schnibt @ 22 DEG nun die ent—

sprechende Anwendung des Arte 2 5 55 Abs° 2 ArVNG voro
Daraus folgt aber nicht, daß Arto 2 @ 55 Abs° 2 ArVNG
in der Fassung vor oder nach dem RVÄndG auch bei pflicht—

versicherten Selbständigen "entsprechend" anzuwenden waren

Das scheitert daran, daß Art„ 2 5 55 Abs„ 2 ArVNGnicht
_nur nach seinem Wortlaut, sondern auch seinem Sinn und

Zweck nach die Gewährung von Sachbezügen durch Dritte

(Arbeitgeber) voraussetzt, weil gerade Sachbezüge bei

Beitragsleistung-„ oft nicht oder zu gering bewertet

wurden; nach der
neuen Rentenformel würde das die per—

sönliche Rentenbemegsungsgrundlage und damit die
Renten?

—höhe mindern;_diese Nachteile für Arbeitnehmer mit Sach—

bezügen soll Art° 2 5 55 Abs° 2 ArVNG verhindern oder

doch ausgleichen° Da pflichtversicherte Selbständige

keine Sachbezüge von Dritten erhalten haben, sind ihnen

solche Nachteile nicht entstanden°

Auf die Revision der LVA ist demnach das Urteil des LSG

aufzuheben° Die von der beigeladenen Frau H° gegen
den,

Bescheid der LVA gerichtete Klage ist abzuweisen° Das

Urteil des SG ist nicht besonders aufzuhebenp es be—

rtrifft den Bescheid der Beklagten vom 9° Mai 1962; der

Streit um die Rechtmäßigkeit dieses Bescheides hat sich

nach den letzten Anträgen der Beteiligten im Berufungs—

' verfahren von selbst erledigt°
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Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGGO
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